
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 19. Mai 2021

523. Anfrage (Ortsdurchfahrt Dällikon – Baumreihe fällt  
Verbreiterung zum Opfer)

Kantonsrätin Karin Joss, Dällikon, und Kantonsrat Christian Lucek, 
Dänikon, haben am 29. März 2021 folgende Anfrage eingereicht:

Entlang der Regensdorferstrasse in Dällikon steht auf der nördlichen 
Strassenseite eine Lärmschutzanlage, welche die Häuser auf den Grund-
stücken Hagenwiesenstrasse 1 bis 15 zur Kantonsstrasse hin abgrenzt. 
Diese Anlage befindet sich im Besitz der Grundstückeigentümer und 
besteht aus einem Erdwall und einer Lärmschutzwand mit mehreren 
Nischen, in denen jeweils strassenseitig zwei Bäume stehen. Das Kon-
zept war 1997 eine Bedingung der Gemeinde Dällikon für die Baube-
willigung der Wohnüberbauung.

Die Bäume verbessern die Lebensqualität der Anwohner erheblich; 
sie haben einen positiven Einfluss auf das Dälliker Ortsbild und auch aus 
klimatischen Gründen eine wichtige Bedeutung.

Ab Sommer 2021 soll das Betriebs- und Gestaltungskonzept (BGK) 
«Ortsdurchfahrt Dällikon» realisiert werden. Dabei sollen u. a. beidsei-
tig Velostreifen realisiert werden.

Im Mitwirkungsverfahren im Jahre 2018 wurde von den Grundstück-
eigentümern auf die erwähnten Bäume hingewiesen. Sie erwirkten im 
Rahmen des Einspracheverfahrens im Sommer 2019 die Erstellung eines 
Baumgutachtens. Das im Auftrag des Tiefbauamts erstellte Gutachten 
zeigt, dass ab Baubeginn die Stabilität der gesamten Baumreihe nicht 
mehr gegeben sein wird. Die rund 25 Bäume auf einer Länge von rund 
280 m würden über kurz oder lang umstürzen. Konsequenz daraus ist, 
dass sie entfernt werden sollen. 
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Dazu bitten wir den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden 
Fragen:
1. Ist der Regierungsrat gewillt, eine Projektanpassung zu prüfen mit dem 

Ziel, die erwähnten Bäume zu erhalten? Würde er in diesem Zusam-
menhang eine Verzögerung der Umsetzung des Projekts in Kauf neh-
men?

2. Falls die Bäume entfernt werden sollen: Ist eine Ersatzpflanzung vor-
gesehen? 

 a.  Falls ja, ist ein möglichst gleichwertiger Ersatz geplant und in wel-
cher Art wird er ausgeführt?

 b.  Falls nein, was sind die Gründe?
3. Falls die Bäume entfernt werden sollen: Inwieweit anerkennt der 

Kanton Zürich eine Pflicht, die Kosten für eine angemessene Ersatz-
bepflanzung zu übernehmen resp. die Eigentümer für den Verlust ihrer 
Bäume zu entschädigen?

4. Falls die Bäume entfernt werden und keine vergleichbare Ersatzbe-
pflanzung realisiert wird: Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswir-
kung auf das Ortsbild und die Siedlungsqualität? Findet dabei eine 
Güterabwägung mit dem Mehrwehrt der Verbreiterung der Verkehrs-
fläche statt und wie wird diese beurteilt?

Auf Antrag der Baudirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die Anfrage Karin Joss, Dällikon, und Christian Lucek, Dänikon, 
wird wie folgt beantwortet:

Zu Fragen 1–4:
Die Regensdorfer-, Däniker- und Buchserstrasse auf dem Gebiet der 

Gemeinde Dällikon befinden sich in einem schlechten Zustand und müs-
sen saniert werden. Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit sollen die 
Querungsmöglichkeiten für Fussgängerinnen und Fussgänger sicherer 
gestaltet sowie die auf der Regensdorfer- und Dänikerstrasse fehlende 
Radweginfrastruktur erstellt werden. Zudem sind zwei Eingangstore 
als Bestandteil der flankierenden Massnahmen zum Ausbau der Nord-
umfahrung N1/N20 geplant. Das östliche Eingangstor befindet sich auf 
der Gemeindegrenze zu Regensdorf. Das Projekt wurde mit RRB Nr. 361/ 
2020 festgesetzt. Hierbei wurden mehrere Einsprachen durch Abwei-
sung oder Nichteintreten erledigt. Gegen die Projektfestsetzung wurde 
eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht eingereicht. Gegenstand 
dieser Beschwerde sind im Wesentlichen die durch die Anfrage aufgewor-
fenen Punkte.
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Der Entscheid des Verwaltungsgerichts als Beschwerdeinstanz steht 
noch aus. Im Hinblick auf das laufende Verfahren können die gestellten 
Fragen zurzeit nicht beantwortet werden.

Festhalten lässt sich indessen, dass die Frage nach einer möglicher-
weise notwendigen Projektanpassung (Frage 1) aller Voraussicht nach 
durch das Verwaltungsgericht beantwortet wird werden, sodass entweder 
das ausgearbeitete und festgesetzte Projekt geschützt oder dieses zu-
rückgewiesen wird. Eine weitergehende Anpassung steht zurzeit nicht 
zur Diskussion.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates und des Regierungs-
rates sowie an die Baudirektion.

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin: 
Kathrin Arioli


